
Sehr geehrte Damen und Herren,

ich möchte ein paar Anmerkungen zum Interview machen.

Ich finde es nicht richtig, dass Herr Leppa ein Superdezernat leitet. Die 
Aufgabenanforderungen sind so vielfältig und umfangreich und erfordern viel 
Arbeitsaufwand und fachliche Kenntnisse. Ich befürchte, dass er damit nicht allen 
Anforderungen gerecht werden kann.

Zum Interview: Er scheint die Anforderungen des Niedersächsischen Wegs nicht 
gut zu kennen, denn Niedersachsen will die Versiegelung bis 2030 auf täglich 
unter 3 ha reduzieren und sogar auf netto null bis zum Jahr 2050, was bedeutet, 
Versiegelungen sollen mit Entsiegelungen ausgeglichen werden. Daher ist die 
weitere Ausweisung neuer Baugebiete eher kritisch zu sehen. Insbesondere das 
Bahnhofsquartier, wo auch noch eine Kaltluftschneise zur Innenstadt 
beeinträchtigt wird oder bei der Bahnstadt, bei der große Flächen aufgrund des 
Eisenbahngesetzes weiterhin im Besitz der Bahn bleiben und nicht mehr veräußert 
werden dürfen, kommt es zu neuen Versieglungen, während er keine 
Entsiegelungen erwähnt. 

Auch beim Mobilitätsentwicklungsplan (MEP) scheint er nicht zu verstehen, dass 
die Mobilität nicht integrativ sein soll, sondern durch Reduktion des CO2-Ausstoßes 
bis 2030 zur Klimaneutralität beitragen muss. Damit ist es wichtig, nicht mit Maß 
und Mitte zu handeln, sondern den Individualverkehr zu reduzieren und nicht 
Anreize fürs Umland zu schaffen, nach Braunschweig zu fahren. 

Der Ausbau der Stadtbahn nach Volkmarode ist grundsätzlich zu begrüßen. Die 
Umsetzung mit der Wendeschleife in Gliesmarode ist allerdings mangelhaft, denn 
die Taktfrequenz nach Volkmarode wird ab dieser verschlechtert. Hier hätte die 
Bahn nach Querum geführt und die geplante Stecke der Campusbahn, die das 
Zerstören der Schunter- und Wabeauen nach sich zieht, vermieden werden 
können.

Beim Bau-Turbo, dessen Umsetzung ja leider vom Rat der Stadt beschlossen 
wurde, werden Beteiligungsrechte ausgesetzt. Besonders pikant ist, wenn eine 
Antwort der Verwaltung nach 3 Monaten nicht erfolgt, gilt der Antrag als 
genehmigt. Beim derzeitigen Personalmangel kein unwahrscheinliches Szenario.

Der Bedarf an Sozialwohnungen ist unbestreitbar, wenn allerdings zu heutigen 
Preisen neu gebaut wird, ist das zu erwartende Mietniveau nicht passend zu den 
Anforderungen. Auch die Beschlüsse der Bundesregierung zur Grundsicherung 
lassen eher weiter steigende Obdachlosigkeit erwarten. Ein Hebel wäre die 
Nibelungen-Wohnbau-GmbH, eine 100 % Tochter der Stadt, wenn ihr nicht 



dauernd Gelder entzogen würden und damit die Mieten steigen und dadurch auch 
der Mietspiegel erhöht wird. Auch sollte die Sozialbindung nicht enden dürfen, was 
allerdings Bundesrecht ist.

Zu begrüßen ist die Konzeptvergabeform bei der Wilhelmstraße, die hoffentlich 
auch beim Gelände des ehemaligen Holwede-Kankenhausgeländes zur 
Anwendung kommt. Allerdings wäre es auch sinnvoll, Baugrund nicht mehr zu 
verkaufen, sondern in Erbbaurecht zu vergeben, damit man weiterhin im Besitz 
bleibt, denn eine Vermehrung von Grund und Boden ist offensichtlich nicht 
möglich.

Bei den Stiftshöfen wurde leider durch den Abriss viel gebundenes CO2 freigesetzt, 
was durch andere Planungen nicht geschehen wäre. Auch das Risiko, dass die 
Stadt hier eingeht, sehe ich kritisch, denn ca. 90 Millionen Euro – bei den 
Preisentwicklungen eher die unterste Schätzhöhe – müssen wieder reinkommen, 
besonders durch den Verkauf von Eigentumswohnungen. Bei den Planungen zum 
BoMa sieht es auch so aus, als würde durch den Umbau des ehemaligen Horten-
Kaufhauses das gleiche geschehen. Bleibt zudem abzuwarten, wie sich die 
Neustrukturierung bei der BraWo auf die Planungen auswirken werden.

Zu den Bürgerbeteiligungen, kann ich nur meinen persönlichen Eindruck 
wiedergeben. Erstmal ist es sehr gut, dass die Stadt sich einen Rahmen für diese 
gegeben hat und wirklich Möglichkeiten bestehen, bei städtischen Planungen 
mitzuwirken. Leider habe ich den Eindruck gewonnen, dass die Verwaltung immer 
gute Argumente findet, die Einwände der Bürger*innen möglichst nicht 
berücksichtigen zu müssen. Nur in wenigen Fällen, z.B. bei Spielplätzen, sehe ich 
Einflussmöglichkeiten. Insbesondere beim Bahnübergang Grünewaldstraße war 
nur durch ein erfolgreiches Bürgerbegehren die Planung der Stadt zu verhindern. 
Die geplante Stadtbahnerweiterung in der Salzdahlumer Straße zum Heidberg 
wurde beibehalten, trotz Bürgervorschlägen, sie in die Südstadt und nach 
Mascherode zu führen. Das wurde abgelehnt, wegen angeblich schlechterem 
Nutzen-Kosten-Index (NKI), wobei man den anderen nur durch Wegfall einer schon 
bestehenden Linie in den Heidberg erreicht hat.

Es gibt also noch viel zu tun, um das Integrierte Klimaschutzkonzept (IKSK) in 
Braunschweig auch im Bausektor zur Anwendung zu bringen und das Ziel 
Klimaneutralität bis 2030 noch zu erreichen.

Mit freundlichem Gruß

Michael Beck

KORNBLUME Naturkost


